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Satzung der Schützengesellschaft 1896 Seckenheim e. V. 
 
Präambel 
 
Alle Funktionsbezeichnungen (z.B. Leiter, Wart, Referent usw.) sind 
geschlechtsneutral zu verstehen und gelten für Personen jeglichen Geschlechts. 
 
 
§ 1 Name und Sitz des Vereins 
 
Der Verein führt den Namen "Schützengesellschaft 1896 Seckenheim e. V.", ist in 
das Vereinsregister Nr. VR 750 beim Amtsgericht Mannheim eingetragen und hat 
seinen Sitz in Mannheim-Seckenheim, Riedweg 10. 
 
Der Verein ist Mitglied des Deutschen Schützenbundes und des Badischen 
Sportschützenverbandes und des Badischen Sportbundes Nord, deren Satzungen er 
anerkennt. 
 
 
§ 2 Zweck des Vereins 
 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 
Zweck des Vereins ist die Förderung sportlicher Übungen und Leistungen. Die 
Tätigkeit des Vereins ist darauf ausgerichtet die Allgemeinheit, insbesondere die 
Jugend, durch Ausübung des Schießens auf sportlicher Grundlage und Pflege der 
Kameradschaft selbstlos zu fördern. Soweit Veranstaltungen schießsportlicher und 
geselliger Art durchgeführt werden, sollen sie in ihrer Gesamtrichtung dazu dienen, 
diesen gemeinnützigen Zweck zu verwirklichen. 
 
Der Verein verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke und erstrebt 
keinen Gewinn. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke 
verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Vereins. 
 
Sämtliche Einnahmen des Vereins sind zur Erfüllung des Vereinszweckes zu 
verwenden. 
 
 
§ 3 Geschäftsjahr 
 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 4 Mitgliedschaft 
 
Der Verein hat:  

a) volljährige aktive Mitglieder, 
b) minderjährige aktive Mitglieder, 
c) passive Mitglieder, 
d) Ehrenmitglieder 
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Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person (ordentliche Mitglieder) werden. 
 
Der Erwerb der Mitgliedschaft setzt einen schriftlichen Aufnahmeantrag auf einem 
dafür vorgesehenen Vordruck voraus, der an ein Mitglied des Gesamtvorstands 
persönlich zu übergeben ist. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger ist von dem/der/den 
gesetzlichen Vertreter(n)/Vertreterin zu stellen. Die gesetzlichen Vertreter der 
minderjährigen Vereinsmitglieder verpflichten sich mit dem Aufnahmegesuch für die 
Beitragsschulden ihrer Kinder bis zum Ablauf des Kalenderjahres, in dem der 
Minderjährige volljährig wird, aufzukommen. 
 
Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Gesamtvorstand, der diese Aufgabe auch 
auf ein einzelnes Mitglied des Gesamtvorstands delegieren kann, nach freiem 
Ermessen. Die Aufnahme kann ohne Begründung abgelehnt werden. 
 
Jedes neu aufgenommene Mitglied erhält eine Mitgliedskarte. 
 
Das neu aufgenommene Mitglied verpflichtet sich durch seine Beitrittserklärung, die 
Satzung des Vereins anzuerkennen und zu achten. 
 
Die Mitgliedschaft beginnt mit der schriftlichen Bestätigung der Aufnahme durch den 
Gesamtvorstand. Die Mitgliedschaft gilt für mindestens 12 Monate nach Beginn und 
kann nicht vor Ablauf dieser 12 Monate beendet werden. 
 
Mitglieder, die sich um den Verein ganz besondere Verdienste erworben haben, 
können von der Hauptversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. 
 
 
§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
Die Mitglieder haben freien oder ermäßigten Zutritt zu allen Vereinsveranstaltungen. 
Ausnahmen werden durch Beschluss des Gesamtvorstands von Fall zu Fall 
bestimmt. 
 
Jedes Mitglied ist verpflichtet, den Verein nach besten Kräften zu fördern, die 
festgesetzten Beiträge zu leisten und die von der Vereinsleitung zur 
Aufrechterhaltung des Schießbetriebs erlassenen Anordnungen zu beachten. 
 
Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein über Änderungen in ihren persönlichen 
Verhältnissen schriftlich zu informieren. Dazu gehört insbesondere:  

a) die Mitteilung von Anschriftenänderungen 
b) Änderung der Bankverbindung bei der Teilnahme am Einzugsverfahren 
c) Mitteilung von persönlichen Veränderungen, die für das Beitragswesen relevant 

sind (z.B. Beendigung der Schulausbildung, etc.). 
 

Nachteile, die dem Mitglied dadurch entstehen, dass es dem Verein die erforderlichen 
Änderungen nicht mitteilt, gehen nicht zu Lasten des Vereins und können diesem nicht 
entgegengehalten werden. Entsteht dem Verein dadurch ein Schaden, ist das Mitglied 
zum Ausgleich verpflichtet. 
 
Ehrenmitglieder genießen alle Rechte der ordentlichen Mitglieder. 
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Jedes volljährige Mitglied besitzt Stimm- und aktives Wahlrecht. 
 
Wählbar sind nur Mitglieder ab dem vollendeten 21. Lebensjahr. 
 
 
§ 6 Erlöschen der Mitgliedschaft 
 
Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, durch schriftliche Austrittserklärung zum 
Schluss des Kalenderjahres mit einer Frist von einem Monat, durch Streichung von 
der Mitgliederliste oder durch Ausschluss aus dem Verein. 
 
Ein Mitglied kann durch Beschluss des Gesamtvorstands von der Mitgliederliste 
gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrags 
im Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, nachdem seit der 
Absendung des zweiten Mahnschreibens drei Monate verstrichen und die 
Beitragsschulden nicht beglichen sind. Eine Streichung ist auch möglich, wenn das 
Mitglied dem Verein länger als sechs Monate keinerlei aktuelle Kontaktdaten zur 
Verfügung stellt. 
 
Ein Vereinsmitglied kann durch Beschluss des Gesamtvorstands ausgeschlossen 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Ausschließungsgründe sind insbesondere 

- Grober oder wiederholter Verstoß des Mitglieds gegen die Satzung, gegen 
Ordnungen oder gegen Beschlüsse des Vereins 

- Schwere Schädigung des Ansehens des Vereins. 
Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Gesamtvorstands in einer Sitzung, bei 
der mindestens 2/3 der Mitglieder des Gesamtvorstands anwesend sein müssen. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet der 1. Vorsitzende. 
Vor der Beschlussfassung über den Ausschluss ist dem Mitglied unter Setzung einer 
angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem 
Gesamtvorstand oder schriftlich zu rechtfertigen. Die Entscheidung über den 
Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied bekannt zu machen.  
 
Der Beitrag ist bis zum Erlöschen oder Ausschluss der Mitgliedschaft zu bezahlen. 
 
Ausgetretene bzw. ausgeschlossene Mitglieder verlieren jeden Anspruch gegenüber 
dem Verein und seine Einrichtungen. 
 
Sie haben die Mitgliedskarte und bei Vorhandensein den Zutrittstransponder zum 
Beendigungstermin abzugeben. 
 
 
§ 7 Beiträge der Mitglieder 
 
Jedes Mitglied ist verpflichtet Beiträge, Gebühren und Arbeitseinsätze nach 
Maßgabe der Beitrags- und Gebührenordnung zu leisten. 
 
Der Verein ist bei besonderen Vorhaben mit außergewöhnlich hohen Kosten oder zur 
Beseitigung finanzieller Schwierigkeiten des Vereins zur Erhebung einmaliger 
Umlagen berechtigt, sofern diese zur Finanzierung notwendig sind. Über die 
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Festsetzung der Höhe der Umlage entscheidet die Hauptversammlung, wobei eine 
Höchstgrenze besteht von dem dreifachen eines Jahresbeitrages. 
 
 
§ 8 Leitung der Verwaltung 
 
Der Gesamtvorstand besteht aus: 
a) 1. Vorsitzenden, 
b) 2. Vorsitzenden, 
c) Schatzmeister, 
d) Sportleiter Bogen, 
e) Sportleiter Gewehr/Pistole, 
f) Schriftführer 
g) Jugendleiter. 
 
Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. und 2. Vorsitzende. 
 
Der 1. Vorsitzende und 2. Vorsitzende sind jeweils allein vertretungsberechtigt. 
 
Bei Rechtsgeschäften mit einem Geschäftswert über 3.000, - € sowie bei 
Dauerschuldverhältnissen (z. B. Miet- und Sponsoringverträge, Verträge mit 
Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen des Vereins sowie Sportlern/Sportlerinnen, 
Trainern/Trainerinnen und sonstigen Dritten, die eine Dienst- oder Werkleistung zum 
Gegenstand haben) wird der Verein durch den 1. Vorsitzenden und den 2. 
Vorsitzenden vertreten.  
 
Rechtsgeschäfte mit einem Geschäftswert über 10.000, - € sowie 
Dauerschuldverhältnisse mit einem Jahresgeschäftswert über 10.000, - € sind für den 
Verein nur verbindlich, wenn die Zustimmung des Gesamtvorstands erteilt ist. 
 
Die Mitglieder des Gesamtvorstands werden von der Mitgliederversammlung für die 
Dauer von zwei Jahren, gerechnet vom Tage der Wahl an, gewählt. Sie bleiben jedoch 
bis zur gültigen Wahl eines Nachfolgers im Amt. Eine geheime Wahl erfolgt, wenn dies 
von 10% der anwesenden Stimmberechtigten beantragt wird. 
 
Die Mitglieder des BGB-Vorstandes sind einzeln zu wählen. 
 
Der Gesamtvorstand leitet und führt den Verein nach Maßgabe dieser Satzung und 
der Ordnungen. Er ist für sämtliche Vereinsangelegenheiten zuständig, soweit die 
Satzung diese nicht ausdrücklich einem anderen Organ zugewiesen hat. Er kann sich 
eine Geschäftsordnung geben. 
 
Die Sitzungen des Gesamtvorstandes finden entweder real oder virtuell (online) in 
einem nur für die Gesamtvorstandsmitglieder zugänglichen Verfahren statt. Der 1. 
Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 2. Vorsitzende oder der Schatzmeister, lädt 
unter Angabe der Tagesordnung mit angemessener Frist zu diesen ein. Der 
Gesamtvorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, 
darunter ein nach § 26 BGB vertretungsberechtigtes Mitglied, anwesend sind. Der 
Gesamtvorstand fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Ungültige Stimmen und Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt. Der 
Gesamtvorstand kann auch im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle 
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Mitglieder ihre Zustimmung zu der beschließenden Regelung erklären. Die Beschlüsse 
des Gesamtvorstandes sind zu protokollieren. 
 
Die Sitzungen werden geleitet vom 1. Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung 
vom 2. Vorsitzenden. Über die Sitzungen und Beschlüsse wird vom Schriftführer 
Protokoll geführt, das vom Sitzungsleiter gegenzuzeichnen ist. 
 
Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitglieds des Gesamtvorstands kann der 
Gesamtvorstand bis zum Ablauf der regulären Wahlperiode ein Ersatzmitglied wählen; 
dies muss in einer Sitzung erfolgen. 
 
Fällt der 1. Vorsitzende weg, dann tritt an seine Stelle der 2. Vorsitzende. 
 
Scheidet der 2. Vorsitzende aus, so wird er bis zur nächsten Hauptversammlung 
durch den Schatzmeister vertreten. 
 
Durch Beschluss des Gesamtvorstands können für definierte Aufgaben Ausschüsse 
gebildet werden, die von einem Mitglied des Gesamtvorstandes geleitet werden. Der 
Gesamtvorstand beruft die Mitglieder der Ausschüsse. 
 
 
§ 9 Kassenprüfer 
 
Die Hauptversammlung wählt aus dem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder zwei 
Kassenprüfer, die nicht dem Gesamtvorstand angehören dürfen. Die Amtsdauer der 
Kassenprüfer beträgt zwei Jahre. Sie bleiben jedoch bis zur gültigen Wahl der 
Nachfolger im Amt. 
 
Die Kassenprüfer prüfen mindestens einmal jährlich die sachliche und rechnerische 
Richtigkeit der gesamten Vereinskasse mit allen Konten, Buchungsunterlagen und 
Belegen und erstatten dem Gesamtvorstand und der Hauptversammlung darüber 
einen Bericht. 
 
Bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte beantragen die Kassenprüfer 
die Entlastung des Vorstands und des Gesamtvorstands im Rahmen der 
Mitgliederversammlung. 
 
Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Kassenprüfers kann der Gesamtvorstand bis zur 
nächsten Hauptversammlung einen Ersatzkassenprüfer kommissarisch berufen. 
 
 
§ 10 Ehrenamtlichkeit 
 
Die Vereins- und Organämter werden ehrenamtlich ausgeübt. 
 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
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§ 11 Hauptversammlung 
 
In jedem Kalenderjahr ist eine Hauptversammlung durchzuführen, die im ersten 
Quartal stattfinden soll. Sie wird vom Gesamtvorstand unter Einhaltung einer Frist von 
zwei Wochen unter Angabe der vorläufigen Tagesordnung einberufen. Das 
Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom 
Mitglied dem Verein bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die schriftliche 
Einladungsform ist auch gewahrt, wenn die Einladung per Email erfolgt. Die Einladung 
wird zeitgleich durch Aushang im Vereinsgebäude bekanntgemacht.  
 
Die Tagesordnung soll folgende Punkte enthalten: 
a) Bericht des Vorsitzenden und seiner Mitarbeiter über das abgelaufene 
Geschäftsjahr. 
b) Entlastung des Vorsitzenden und seiner Mitarbeiter. 
c) Etwa anfallende Wahlen des Vorstandes und der Kassenprüfer. 
d) Genehmigung des Haushaltsvorschlages. 
e) Beschlussfassung über An- und Verkauf von Grundstücken. 
f) Satzungsänderung. 
g) Verschiedenes. 
 
Anträge zur ordentlichen Hauptversammlung müssen spätestens eine Woche vor der 
Versammlung schriftlich mit Begründung beim 1. Vorsitzenden eingereicht werden. 
 
Die Hauptversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. 
Vorsitzenden oder dem Schatzmeister, geleitet. 
 
Über die Beschlüsse der Hauptversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 
jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
 
 
§ 12 Außerordentliche Hauptversammlung 
 
Der Gesamtvorstand kann jederzeit eine außerordentliche Hauptversammlung mit 
einer Frist von einer Woche einberufen. 
 
Der Gesamtvorstand muss eine außerordentliche Hauptversammlung einberufen, 
wenn diese von mindestens 25% der Mitglieder unter Angabe des Grundes verlangt 
wird. 
 
Die außerordentliche Hauptversammlung hat die gleichen Befugnisse wie die 
ordentliche Hauptversammlung. 
 
Für die Durchführung gelten die gleichen Bedingungen wie in §11. 
 
 
  



7 
 

30.09.2023 satzung_sg_1896_seckenheim2023_09  

§ 13 Beschlussfassung 
 
Ein Beschluss kann nur gefasst werden, wenn dies auf der Tagesordnung 
angekündigt ist. 
 
Die Hauptversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. Die Beschlussfassung erfolgt durch Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Ungültige Stimmen und Stimmenhaltungen bleiben unberücksichtigt. Eine 
geheime Beschlussfassung erfolgt, wenn dies von 10% der anwesenden 
Stimmberechtigten beantragt wird. 
 
Zur Beschlussfassung über folgende Punkte ist die Mehrheit von zwei Dritteln der in 
der Hauptversammlung erschienenen stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. 
 
a) Satzungsänderung. 
Wird eine Satzungsbestimmung, welche eine Voraussetzung der Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit berührt geändert, neu eingefügt oder aufgehoben, so ist das 
zuständige Finanzamt zu benachrichtigen. 
 
Sollten Änderungen der Satzung aufgrund von Beanstandungen des 
Registergerichtes bzw. Finanzamtes notwendig sein, wird der Gesamtvorstand 
ermächtigt in einer eigens dafür einberufenen Vorstandssitzung die notwendige 
Änderung der Satzung zu beschließen, damit eine Eintragung der Neufassung ins 
Vereinsregister erfolgen kann. In der auf den Beschluss folgenden Hauptversammlung 
ist diese von der Satzungsänderung in Kenntnis zu setzen. 
 
b) Auflösung bzw. Verschmelzung des Vereins, wenn nicht mindestens 7 Mitglieder 
sich entschließen, ihn weiterzuführen. 
In diesem Falle kann der Verein nicht aufgelöst werden. 
 
Zur Änderung des Zweckes des Vereins ist die Zustimmung aller Mitglieder 
erforderlich. Die Zustimmung der nicht erschienenen Mitglieder muss schriftlich 
erfolgen. 
 
 
§ 14 Haftung 
 
Alle für den Verein tätige Personen, deren Vergütung den Ehrenamtsfreibetrag gem. 
§ 3 Nr. 26 a EStG im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden gegenüber den 
Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen 
Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Werden diese 
Personen von Dritten im Außenverhältnis zur Haftung herangezogen, ohne dass 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, so haben diese gegen den Verein einen 
Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der Ansprüche sowie auf 
Freistellung von Ansprüchen Dritter. 
 
Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig 
verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei Benutzung von 
Anlagen oder Einrichtungen des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, 
soweit solche Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind. 
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§ 15 Datenschutz 
 
Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 
Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und 
sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. Einzelheiten regelt der 
Gesamtvorstand in einer Datenschutzrichtlinie. Bei Aufnahme in den Verein und bei 
wesentlichen Änderungen wird dem aufzunehmenden Mitglied bzw. den Mitgliedern 
diese Richtlinie in geeigneter Form zur Kenntnis gebracht.  
 
Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, 
hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 

 das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DSGVO, 
 das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO, 
 das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DSGVO, 
 das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DSGVO, 
 das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DSGVO und 
 das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DSGVO 
 das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DSGVO. 

 
Allen für den Verein tätigen Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten 
unbefugt zu anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu 
verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. 
Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus 
dem Verein hinaus. 
 
Alle für den Verein tätigen Personen, die mit der Verarbeitung personenbezogener 
Daten befasst sind bzw. in Kontakt kommen, werden schriftlich auf die Einhaltung des 
Datengeheimnisses verpflichtet. Die Verpflichtung wird entsprechend vom Verein 
aufbewahrt. 
 
 
§ 16 Auflösung des Vereins 
 
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen 
Zweckes fällt das Vermögen an die örtliche Gemeindeverwaltung, die es 
ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat, nämlich 
für die Förderung des Sports in der Gemeinde. 
 
Mit Einwilligung des Finanzamtes kann das Vermögen der örtlichen 
Gemeindeverwaltung zunächst mit der Auflage überlassen werden, es für die Dauer 
von 10 Jahren treuhänderisch zu verwalten mit dem Ziel, es im Falle einer 
Neugründung des Vereins diesem wieder zur Verfügung zu stellen. 
 
 
§ 17 Jugendordnung 
 
Der Verein gibt sich eine Jugendordnung. 
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§ 18 Beitrags- und Gebührenordnung 
 
Der Verein hat eine Beitrags- und Gebührenordnung, die von der Hauptversammlung 
am 18. Januar 1993 genehmigt wurde. Ggf. notwendige Anpassungen der Beiträge 
und Gebühren in dieser Ordnung sind vom Gesamtvorstand zu beschließen und den 
Mitgliedern in geeigneter Form mitzuteilen. 
 
 
§ 19 Hausordnung 
 
Der Verein gibt sich für das Sportgelände in Mannheim-Seckenheim, Riedweg 10, 
eine von allen Nutzern der Anlage einzuhaltende Hausordnung. 
 
 
§ 20 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung wurde auf der Hauptversammlung am 02.05.2023 beschlossen und 
ersetzt die bisherige Satzung. Sie tritt mit ihrer Eintragung ins Vereinsregister in 
Kraft. 
 


